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PRESSEFREIHEIT

Ungern 
Ungarn
Christiane Walerich

Der wegen ihres Mediengesetzes 
kritisierten neuen ungarischen 
Regierung gibt der halbjährige 
EU-Vorsitz die Möglichkeit zur 
Imagepflege. Aber auch die EU bietet 
in puncto Pressefreiheit Anlass zur 
Kritik.

„Gemessen an den ungarischen 
Plänen war Jörg Haider ein Mess-
diener“, meinte Außenminister Jean 
Asselborn vor kurzem in einem In-
terview mit der Nachrichtenagentur 
Reuters. So wie heute stand die EU 
auch schon in der Vergangenheit vor 
dem Problem, wie sie mit einem Land 
umgehen soll, das zentrale Werte der 
Union missachtet. Damals handelte 
es sich um Österreich, das wegen der 
Regierungsbeteiligung des Rechtspo-
pulisten Jörg Haider in die Kritik ge-
raten war. Nun steht Ungarn, das 
zum Jahreswechsel turnusgemäß die 
sechsmonatige Ratspräsidentschaft in 
der EU übernimmt, vor allem wegen 
massiver Einschränkungen der Pres-
sefreiheit am Pranger. „Hier wird die 
Meinungsbildung unter die Kontrolle 
des Staates gestellt“, so Asselborn. 
Etwas Schlimmeres könne es in einer 
Demokratie nicht geben. 

Inzwischen hat der ungarische 
Ministerpräsident Orbán die inter-
nationale Kritik in scharfen Worten 
zurückgewiesen. In dem neuen Me-
diengesetz gebe es keinen Passus, der 
nicht der Mediengesetzgebung eines 
EU-Landes entspräche, sagte er im 
regierungsnahen Privatsender Hir TV. 
Was war passiert? Die Fakten sind be-
kannt: Bei der Wahl im vergangenen 
April errang die nationalkonservative 
„Fidesz-Partei“ zwei Drittel der Parla-
mentssitze - genug, um die Verfassung 
jederzeit ohne Mitwirkung einer an-
deren Partei ändern zu können. Der 
überwältigende Sieg der ungarischen 
Rechten war zu allererst ein Votum 
gegen die seit acht Jahren regierenden 
Sozialisten, die das Land an den Rand 
des finanziellen Abgrunds geführt 
hatten. Noch in der Wahlnacht sprach 
der neu gewählte Präsident Viktor Or-
bán von einem Systemwandel und ei-
ner nationalen Revolution. 

Diese „Revolution“ wird nun in 
einer Vielzahl von Einzelmaßnahmen 
zur Realität gemacht: So wurden in 
rascher Folge ein halbes Dutzend von 
Gesetzen neu formuliert und die Ar-
beit an einer Neugestaltung der Ver-
fassung aufgenommen. Viktor Orbán 
marschierte durch die Institutionen: 
In den meisten staatlichen Behörden 
wurde das Führungspersonal ausge-
tauscht - vor allem bei der Polizei, 
den Steuer- und Zollbehörden und in 
der Armee. Laut Medien wurde ein 
Gesetz verabschiedet, wonach alle 
Staatsbediensteten ohne Begründung 
entlassen bzw. ersetzt werden kön-
nen. Vor wenigen Monaten verärger-
te die Regierung mit Sondersteuern 
gerade ausländische Unternehmen. 
Im Kulturbereich wurden in erhebli-
chem Umfang Gelder gestrichen. „Das 
erinnert mich stark an 1933, als die 
NSDAP mit einer Wahlmehrheit un-
ter scheinbar demokratischen Bedin-
gungen an die Macht kam“, meinte 
der liberale ungarische Schriftsteller 
György Konrád gegenüber der „Berli-
ner Zeitung“. Laut Medienberichten 
wurden alle staatlichen Institutionen 
und öffentlichen Gebäude angewie-
sen, ihre Wände mit dem grundsätz-
lichen Bekenntnis des neuen Regimes 
zu zieren - der „Erklärung zur Natio-
nalen Kooperation“. Diese nationale 
Kooperation ist insofern auch eine na-
tionalistische, als Treuebekundungen 
zu nationalen Werten um sich greifen, 
so dass Kritiker fürchten müssen, mit 
dem zum Ausschlusskriterium ge-
machten Begriff des Nationalen diffa-
miert zu werden.

Gesetzliches Vakuum 

So die politisch-ideologische Lage, 
die kurz vor Jahresende das neue 
Mediengesetz hervorgebracht hat. 
Dieses Gesetz, das am 1. Januar 2011 
in Kraft getreten ist, erlaubt der Re-
gierung eine offene politische Zensur 
der Medien, und zwar mit dem Mittel 
existenzbedrohender Geldstrafen für 
„unausgewogene Berichterstattung“. 
Alle Bereiche sind davon betroffen: 
Internet, Radio, Fernsehen, Zeitungen. 
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Künftig wird eine mit Fidesz-Leuten 
besetzte Kontrollbehörde die Presse 
beaufsichtigen. Kritiker fürchten eine 
massive Einschränkung der Medien-
freiheit, umso mehr, als die Präsiden-
tin der Behörde ihr Amt volle neun 
Jahre innehaben wird. Erleichtert ist 
nun auch die Durchführung einer 
„positive Zensur“, die es dem Staat 
ermöglicht, Medien zur Verbreitung 
von Inhalten zu zwingen, die „An-
gelegenheiten von nationaler Bedeu-
tung“ enthalten. Kritiker fürchten, 
dass Regierungschef Viktor Orbán die 
Medien damit auf die Linie seiner Fi-
desz-Partei zwingen will. 

Ob man darauf hoffen kann, dass, 
wie manche Beobachter meinen, in 
Ungarn Gesetze nie so heiß gegessen, 
wie sie gekocht werden, muss die Zu-
kunft zeigen. 

Dass die Situation der Presse in 
Ungarn nie wirklich rosig war, zeigt 
ein Blick in die Vergangenheit. So 
hat sich die ungarische Presse erst in 
den achtziger Jahren in einem Prozess 
des Sich-Losringens von staatlicher 
Bevormundung befreit. Als der erste 
demokratisch gewählte Ministerprä-
sident József Antall nach 1989 mit-
bewirkte, dass Mediengesetze hinfort 
eine Zweidrittelmehrheit benötigten, 
gab es keine Chance mehr, vernünf-
tige Gesetze zu verabschieden. Die-
ses gesetzliche Vakuum führte zum 
Parteienkampf um die Medien und 
brachte erhebliche Auswüchse her-
vor: Händler boten pornographische 
Hefte in den Budapester Straßen an, 
und Schriften mit rechtsextremem 
Gedankengut und diskriminierenden 
Inhalten konnten ungehindert zirku-
lieren. Ein Jugendschutzgesetz konnte  
sich nur schwer herausbilden. Auch 
der Umsatzeinbruch im Anzeigenge-
schäft infolge der wirtschaftlichen 
Schieflage machte die Unterhaltung 
eines Qualitätsjournalismus immer 
schwieriger. Ob das neue Medien-
gesetz diesen Missständen abhelfen 
kann, muss bezweifelt werden - 

wahrscheinlich ist eher, dass es sie 
begünstigt. 

Bislang hat sich die EU-Kommis-
sion zu den Entwicklungen kaum ge-
äußert. Gegen eine Einmischung der 
europäischen Institutionen spricht die 
Tatsache, dass die ungarische Regie-
rung demokratisch gewählt wurde. 
Die Kommission kontrolliert zurzeit 
das neue Gesetz und geht der Frage 
nach, ob der neue Medienrat über-
haupt unabhängig handeln kann. 
Auch prüft sie die Rechtmäßigkeit 
der Sondersteuer für ausländische 
Unternehmen. Dabei hat die EU ver-
schiedene Möglichkeiten, auf vermu-
tete Verstöße gegen die EU-Grund-
werte vorzugehen, die in Artikel 2 
des Lissabon-Vertrages aufgezählt 
sind - „Achtung der Menschenwür-
de, Freiheit, Demokratie, Gleichheit, 
Rechtsstaatlichkeit und die Wahrung 
der Menschenrechte“: Zum Beispiel 
kann die Kommission ein Vertragsver-
letzungsverfahren vor dem Europäi-
schen Gerichtshof einleiten. Hier dro-
hen Ungarn im Extremfall Geldbußen 
oder gar der vollständige Entzug des 
Stimmrechtsentzug in der EU. (Arti-
kel 7 des Lissabon-Vertrages). 

Erst sprachlos, dann wehrlos

Ist die EU aber zu diesem äußers-
ten Schritt wirklich bereit? Und wäre 
ein Ausschluss nicht eher kontrapro-
duktiv? Ohne eine freie und qualitativ 
hochwertige Presse ist eine Gesell-
schaft erst sprachlos, dann wehrlos. 
Das hat sich in letzter Zeit nicht nur 
in Russland gezeigt, wo Journalisten 
wegen ihrer Arbeit Misshandlungen 
ausgesetzt waren oder sogar ermordet 
wurden - wie zum Beispiel die Repor-
terin und Aktivistin für Menschen-
rechte, Anna Stepanowna Politkows-
kaja. Dazu jedoch muss man nicht 
erst über die europäischen Grenzen 
hinweg sehen. Europas Institutionen 
sind in der Regel schnell da, wenn es 
darum geht, Defizite der Meinungs-

freiheit in anderen Gegenden der Welt 
anzuprangern. Braucht es erst eine 
EU-Ratspräsidentschaft, um eine Öf-
fentlichkeit zu schaffen, die sich das 
autoritäre Regime genauer ansieht - 
nicht jedoch in EU-Mitgliedsstaaten? 
Denn die Pressefreiheit ist nicht nur 
in Ungarn bedroht - eigentlich gibt es 
hier längst ein europäisches Problem. 

Um Missstände im Pressewesen 
zu sehen, ist es jedoch nicht nötig, 
den Blick über die Grenzen der EU 
hinweg nach außen zu richten. Zwar 
sind Europas Institutionen in der Re-
gel schnell bei der Hand, wenn es 
darum geht, Defizite der Meinungs-
freiheit in anderen Gegenden der Welt 
anzuprangern. Fehlentwicklungen, 
die in Europa zu konstatieren sind, 
werden dagegen auf EU-Ebene offen-
bar erst dann zum Problem, wenn 
sie in den Lichtkreis eines Ereignisses 
wie des Wechsels der EU-Ratspräsi-
dentschaft geraten. Denn nicht erst 
seit Ungarn ist die Gefährdung der 
Pressefreiheit auch ein europäisches 
Phänomen.

Wie sieht es etwa mit dem Italien 
des Cavaliere Silvio Berlusconi aus, 
der einfach die wichtigsten Medien 
seines Landes kaufte, um sie zu be-
herrschen? Oder in Polen? Dort haben 
Jahre hindurch Sicherheitsbehörden 
investigativ arbeitende Journalisten 
abgehört. In Deutschland kritisieren 
Journalisten die Vorratsdatenspeiche-
rung und die Vorstöße zur Auswei-
tung staatlicher Online-Durchsuchun-
gen. Wie steht es mit Frankreich? Hier 
werden die meisten Medienverlage 
von einigen wenigen Kapitaleignern 
kontrolliert. In der Ära Sarkozy hat 
das Ausmaß der Medienkontrolle eine 
neue Dimension erreicht, indem etwa 
zu Pressekonferenzen ausschließlich 
loyale Journalisten geladen werden. 
Journalisten, die über Fehlverhalten 
der französischen Staatsbürokratie 
berichten, müssen immer häufiger 
mit Hausdurchsuchungenn rechnen. 
Und Luxemburg? Noch in dieser 

Woche bekräftigte Premierminister 
Jean-Claude Juncker anlässlich des 
Neujahrsempfangs der Presse sein 
besonderes Verständnis von Presse-
freiheit. „Ich bin dagegen, dass Denk-
prozesse der Verwaltungen und der 
Regierung öffentlich gemacht werden, 
wenn sie noch nicht zu einem kon-
klusiven Ende gekommen sind“, so 
der Premier. Er habe bis heute noch 
keine Gesetzesgebung gefunden, wo 
dieser Zugang absolut sei. Auch be-
ansprucht Juncker für sich das Recht, 
keine öffentlichen Stellungnahmen 
mehr abzugeben, solange seine Denk-
prozesse nicht abgeschlossen sind. 
Hier scheinen Politiker zu vergessen, 
dass sie gewählte Funktionsträger 
sind und dass jeder Bürger ein Recht 
auf Auskunft hat. 

Gegen diese Sicht von Demokra-
tie wehrte sich diese Woche auch 
der Syndicat des Journalistes (SJL) in 
einer Stellungnahme und wiederhol-
te seine Forderung nach „wirksamem 
Informationszugang für alle Bürger als 
Mittel der demokratischen Kontrolle 
und der Mitgestaltung politischer Ent-
scheidungsprozesse.“ Laut SJL ist Lu-
xemburg neben Malta und Zypern das 
einzige Land in der EU, das keinen 
Informationszugang für seine Bürge-
rinnen und Bürger kennt. Auch be-
züglich der Kritik Junckers an Ungarn 
wegen der dortigen pornografischen 
und rechtslastigen Berichterstattung 
genügt es, gewisse Boulevardblätter 
in Luxemburg aufzuschlagen, um  zu 
sehen, dass auch die hiesige Presse 
schmutzig sein kann. 

Somit geht es in den folgenden Ta-
gen nicht nur darum, dass Ungarns 
Ministerpräsident Viktor Orbán seinen 
EU-Partnern beweist, dass er die Pres-
sefreiheit und die Menschenrechte 
achtet - sondern es geht auch um die 
Glaubwürdigkeit der EU. Die Presse-
freiheit steht zur Disposition - das 
sollten alle bedenken.
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